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Rundschreiben Nr. 24/2023 
 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
 
 
 
 
Finanzsanktionen angesichts der Lage in Iran 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/645 des Rates vom 20. März 2023 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit Durchführungsverordnung (EU) 2023/6451 (Anlage 1) hat der Rat der Europäischen Union 
acht natürliche Personen und eine Organisation in die Liste in Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 359/20112 (Sanktionsregime Iran) aufgenommen. 
 
Wir bitten Sie auf der Grundlage von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 uns 
 

spätestens bis zum 27. März 2023 
 

________________ 
1 Durchführungsverordnung (EU) 2023/645 des Rates vom 20. März 2023 zur Durchführung der Verordnung  

(EU) Nr. 359/2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen 
angesichts der Lage in Iran 

2 Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates vom 12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte  
Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran 

Hinweis: Vorherige Verlautbarung der 
Bundesbank zu Finanzsanktionen: 
Rundschreiben Nr. 23/2023 
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Deutsche Bundesbank, Servicezentrum Finanzsanktionen 
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per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen  
von der Durchführungsverordnung (EU) 2023/645 betroffen sind. 
 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir  
ausschließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 2) zu übermitteln. 
Mit derart aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten 
und vermeiden Rückfragen. 
 
Wir weisen darauf hin, dass Sie auch verpflichtet sind, sich nach dieser Abfrage erge-
bende Änderungen bezüglich der Vermögenswerte, die von Finanzsanktionen betroffen 
sind, unaufgefordert zu melden. 
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundes-
bank unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt: 
 
https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Rosenberger Ernst 
 
 
 
Anlagen 



II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2023/645 DES RATES 

vom 20. März 2023

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates vom 12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran (1), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 1,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 12. April 2011 die Verordnung (EU) Nr. 359/2011 angenommen.

(2) Der Hohe Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik hat am 25. September 2022 eine Erklärung im 
Namen der Union abgegeben, in der er den weit verbreiteten und unverhältnismäßigen Einsatz von Gewalt seitens 
der iranischen Sicherheitskräfte gegen friedlich Demonstrierende bedauerte und in der er erwähnte, dass dies zu 
Toten und einer großen Zahl von Verletzten geführt hat. In der Erklärung hieß es ferner, dass jede für die Tötung 
von Mahsa Amini verantwortliche Person zur Rechenschaft gezogen werden muss, und die iranische Regierung 
wurde aufgefordert, dafür zu sorgen, dass im Zuge transparenter und glaubwürdiger Ermittlungen festgestellt wird, 
wie viele Menschen getötet und festgenommen worden sind, dass alle friedlich Demonstrierenden freigelassen 
werden und dass alle Inhaftierten ein ordnungsgemäßes Verfahren erhalten. Weiter wurde in der Erklärung betont, 
dass die Entscheidung Irans, den Internetzugang erheblich einzuschränken und Instant-Messaging-Plattformen zu 
blockieren, einen eklatanten Verstoß gegen das Recht auf freie Meinungsäußerung darstellt. Schließlich hieß es in 
der Erklärung, dass die Union alle ihr zur Verfügung stehenden Optionen prüfen wird, um auf die Tötung von 
Mahsa Amini und die Art und Weise, wie die iranischen Sicherheitskräfte mit den anschließenden Demonstrationen 
umgegangen sind, zu reagieren.

(3) Vor diesem Hintergrund und im Einklang mit der Zusage der Union, alle wichtigen Fragen, einschließlich der 
Menschenrechtslage — wie in den Schlussfolgerungen des Rates vom 12. Dezember 2022 bestätigt wurde —, 
zusammen mit Iran anzugehen, sollten acht Personen und eine Organisation in die in Anhang I der Verordnung 
(EU) Nr. 359/2011 enthaltene Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, 
die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen werden.

(4) Die Verordnung (EU) Nr. 359/2011 sollte daher entsprechend geändert werden —

(1) ABl. L 100 vom 14.4.2011, S. 1.
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 20. März 2023.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES
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ANHANG 

Die folgenden Personen und die folgende Organisation werden in die Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen in Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 359/2011 aufgenommen:

Personen

Name Identifizierungsinformationen Gründe
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

„206. KHOSROU PANAH Abdol Hossein

هانپورسخنیسحلادبع

alias KHOSROW PANAH Abdul 
Hossein; KHOSROPANAH 
Abdolhossein

Geburtsdatum: 21.3.1966

Geburtsort: Dezful, Iran

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Vorsitzender und Sekretär des 
Obersten Rates der Kulturrevolution

Verbundene Organisation: Oberster Rat der 
Kulturrevolution

Abdol Hossein Khosrou Panah ist ein konservativer Geistlicher und übt seit 
Januar 2023 die Funktion des Vorsitzenden und Sekretärs des Obersten Rates 
der Kulturrevolution aus.

Der Oberste Rat der Kulturrevolution hat verschiedene Projekte gefördert, mit 
denen die Freiheit von Mädchen und Frauen durch die Festlegung von 
Beschränkungen in Bezug auf ihre Kleidung und Bildung untergraben wurde. 
Mit seinen Gesetzen wurden auch Minderheiten wie die Baha’i diskriminiert. Er 
ist treibende Kraft bei der Förderung von Maßnahmen des derzeitigen Regimes 
und dessen islamistischer Ansichten.

Als Vorsitzender und Sekretär des Obersten Rates der Kulturrevolution ist 
Khosrou Panah daher verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen 
in Iran.

20.3.2023

207. ALAM-AL HODA Ahmad

یدهلاملعدمحا

Geburtsdatum: 31.8.1944

Geburtsort: Maschhad, Iran

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Freitagsimam von Maschhad und 
Vertreter der Provinz Khorasan Razavi in der 
Expertenversammlung

Ahmad Alam-Al Hoda ist der Freitagsimam von Maschhad und Vertreter der 
Provinz Khorasan Razavi in der Expertenversammlung.

In seinen Reden und in den Medien beteiligt er sich an der Verbreitung von 
Hetze gegen Frauen, Demonstrierende und religiöse Minderheiten.

Alam-Al Hoda ist somit verantwortlich für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Iran.

20.3.2023
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Name Identifizierungsinformationen Gründe
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

208. RASTINEH Ahmad

هنیتساردمحا

Geburtsdatum: 1980

Geburtsort: Provinz Bakhtiari, Iran

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Abgeordneter des Parlaments und 
dort Sprecher der Kulturkommission

Ahmad Rastineh ist Abgeordneter des iranischen Parlaments (Madschles) und 
der Sprecher dessen Kulturkommission. Die Kulturkommission hat eine 
überwachende Funktion zur Kontrolle der und Aufsicht über die für die 
‚Verbreitung der Kultur der Keuschheit und des Hidschab‘ zuständigen 
Einrichtungen.

Ahmad Rastineh setzt sich für eine strenge Auslegung der kulturellen 
Grundsätze der islamischen Revolution ein, insbesondere in Bezug auf Frauen 
und das Tragen des Kopftuches bzw. des Hidschab. Während der Proteste 
von 2022/2023 rief er dazu auf, das Gesetz zur Kopftuchpflicht für iranische 
Frauen zu bekräftigen. Er unterstützte zudem die Kontrolle des Internets und 
das Abschalten des Internets durch die Regierung.

Er ist somit verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran.

20.3.2023

209. KHAN MOHAMMADI 
Hodjatoleslam Ali

یدمحمناخیلعملاسلااتجح

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Sprecher der Zentralstelle für das 
Gebieten des Rechten und Verbieten des 
Verwerflichen

Hodjatoleslam Ali Khan Mohammadi ist der Sprecher der Zentralstelle für das 
Gebieten des Rechten und Verbieten des Verwerflichen, gegen die die EU 
Sanktionen verhängt hat.

Er hat 2022 und 2023 in seiner Funktion als Sprecher der Zentralstelle für das 
Gebieten des Rechten und Verbieten des Verwerflichen das Nichttragen des 
Hidschab zur Straftat erklärt und sich für eine strenge Auslegung der kulturellen 
Grundsätze der islamischen Revolution eingesetzt, insbesondere in Bezug auf 
Frauen und das Tragen des Kopftuches bzw. des Hidschab. In Ausübung seiner 
Funktion hat er seine Unterstützung für die Legitimierung der Unterdrückung 
von Aktivistinnen und Aktivisten, die sich gegen das Tragen des Hidschab 
einsetzen, ausgedrückt und dazu beigetragen und damit die Rechte und 
Freiheiten von Frauen und Mädchen untergraben.

Er ist somit verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran.

20.3.2023
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Name Identifizierungsinformationen Gründe
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

210. AKBARI Mohammad Sadegh

یربکاقداصدمحم

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Oberster Richter der Provinz 
Mazandaran

Mohammad Sadegh Akbari ist Oberster Richter der Provinz Mazandaran.

In seinem Amt ist er zuständig für das Verhängen von Todesstrafen in unfairen 
Gerichtsverfahren (ohne Rechtsbeistand, mit erzwungenen Aussagen) und für 
das Foltern von Verurteilten. Während der Proteste von 2022/2023 war er 
verantwortlich dafür, dass Geschäfte, die die Hidschab-Gesetze nicht achteten, 
geschlossen wurden, und dass ein 35-jähriger Demonstrierender mit geistiger 
Behinderung, der einen Koran verbrannt haben soll, zum Tode verurteilt wurde.

Er ist somit verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran.

20.3.2023

211. BARATI Morteza

یتاربیضترم

alias BARATI Qazi

Geburtsdatum: 30.11.1962

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Vorsitzender Richter der Abteilung 
1 des Revolutionsgerichts von Isfahan

Morteza Barati ist Vorsitzender Richter der Abteilung 1 des Revolutionsgerichts 
von Isfahan.

Im Januar 2023 verurteilte er mindestens drei Demonstrierende zum Tod durch 
Erhängen, ohne ihnen das Recht auf ein faires Verfahren zuzugestehen.

Er ist somit verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran.

20.3.2023

212. AL HOSSEINI Musa Asif

ینیسحلافصآیسوم

alias AL-HOSSEINI Asef

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Leitender Richter der Abteilung 1 
des Revolutionsgerichts von Karadsch, 
Provinz Alborz

Musa Asif Al Hosseini ist der Leitende Richter der Abteilung 1 des 
Revolutionsgerichts von Karadsch, Provinz Alborz.

Gerichtsverfahren unter seiner Aufsicht wurden summarisch geführt, wobei 
Grundrechte der Angeklagten missachtet und unter Druck und Folter erpresste 
Aussagen verwertet wurden. Während der Proteste von 2022/2023 führte er 
den Vorsitz in den Verfahren gegen Demonstrierende und verhängte mehrere 
Todesstrafen, von denen zwei (an Mohammed Karami und Mohammed 
Hosseini) vollstreckt wurden.

Er ist somit verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran.

20.3.2023
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Name Identifizierungsinformationen Gründe
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

213. JALILI Vahid

یلیلجدیحو

Geburtsdatum: 1973

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Leiter für kulturelle 
Angelegenheiten und Politikentwicklung von 
Islamic Republic of Iran Broadcasting (IRIB) 
(staatliche Rundfunkgesellschaft des Iran)

Vahid Jalili ist der Leiter für kulturelle Angelegenheiten und Politikentwicklung 
der in der EU-Liste geführten Islamic Republic of Iran Broadcasting (IRIB) 
(staatliche Rundfunkgesellschaft des Iran).

Während der Proteste von 2022/2023 sendete die IRIB erzwungene Aussagen 
von ausländischen Geiseln. Aufgrund seiner Leitungsfunktion bei der IRIB ist 
Jalili unmittelbar an der Untergrabung der Menschenrechte ausländischer 
Geiseln und an deren unmenschlicher Behandlung beteiligt. Darüber hinaus ist 
er dafür verantwortlich, das Regime unterstützende Aussagen zu 
Propagandazwecken zu verbreiten.

Er ist somit verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran.

20.3.2023“

Organisationen

Name Identifizierungsinformationen Gründe
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

„34. Oberster Rat der Kulturrevolution damit verbundene Einzelperson: KHOSROU 
PANAH Abdol Hossein (Vorsitzender und 
Sekretär)

Der Oberste Rat der Kulturrevolution ist ein politisches Gremium des Regimes, 
das für die Vorbereitung und Ausformulierung von politischen Strategien und 
Plänen in den Bereichen Wissenschaft, Bildung, Religion und Forschung 
zuständig ist.

Er hat verschiedene Projekte gefördert, mit denen die Freiheit von Mädchen und 
Frauen durch die Festlegung von Beschränkungen in Bezug auf ihre Kleidung 
und Bildung untergraben wurde. Mit seinen Beschlüssen wurden auch 
Minderheiten wie die Baha’i diskriminiert. Er ist treibende Kraft bei der 
Förderung von Maßnahmen des derzeitigen Regimes.

Der Oberste Rat der Kulturrevolution ist somit verantwortlich für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Iran.

20.3.2023“
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Anlage 2 

Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 

 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-
/Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgesehe-

nen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 24/2023, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 24/2023, Meldung: Siehe gesonderte Meldung,  
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-Zeile 
Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die aus-
schließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die vor-

bezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehrere In-
stitute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine gesonderte 
Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rundschreiben 
getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile 
hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail an die allge-
meine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 
 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 

 
 

mailto:sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de
mailto:sz.finanzsanktionen@bundesbank.de
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